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Litauen 157,5

Lettland 150,7

Griechenland 125,1

Ungarn 122,4

Spanien 117,1

Irland 114,1

Australien 107,4

USA 55,7

Großbritannien 54,3

Export
insgesamt 73,8

Estland 289,6

Vom Geld der anderen gut gelebt
Boom deutscher Exporte in Defizitländern
seit 1998 in %

Neues Exportmodell, leicht gemacht
Deutschlands wirtschaftspolitische Gralshüter schüren die Angst vor einer Abkehr vom Dogma stetig

steigender Handelsüberschüsse. Dabei wäre eine Korrektur weder schwer noch gefährlich

THOMAS FRICKE

In Deutschland übers Exportmodell zu re-
den ist so, wie mit dem Vatikan die Homo-
ehe zu erörtern. Schwierige Sache. Dabei ist

im Exportfall klar, dass zumindest eins nicht
geht: dass eine Wirtschaft fast nur noch dank
steigender dreistelliger Milliardenüberschüsse
zwischen Export und Import wächst. Da kracht
es irgendwann im Rest der Welt, und da wird
man heillos abhängig, was selbst die OECD an
den Deutschen kritisiert.*

Die Frage sollte eher sein, ob und wie sich der
Trend der vergangenen zehn Jahre beheben
lässt – und ob die Deutschen dafür ihre gesamte
Wirtschaft umkrempeln müssen, wie Verfech-
ter des alten Modells hastig mutmaßen, um jed-
wede Kritik gefährlich wirken zu lassen.

Erfolgsformel Nichtstun
Völliger Quatsch. Deutschland war auch vor
zehn Jahren schon eine tolle Exportnation, mit
prima Maschinenbauern und Autos. Nur mach-
ten Exporte damals verträgliche 30 Prozent der
Wirtschaftsleistung aus – nicht fast 50 Prozent
wie 2008. Und es gab noch keinen Überschuss
von fast 200 Mrd. € wie 2007. Da hat es nach
2000 einen Bruch gegeben, eine ganz neue Di-
mension einseitiger Exportabhängigkeit.

Gewagt ist die Entschuldigung, die sich Ver-
treter deutscher Wirtschaftspolitik ausgedacht
haben: dass das nun mal in der Wirtschaft pas-
siere und die Politik nichts dafür könne. Wow.
Seit spätestens 2001 ist hier kein Jahr vergangen,
in dem Regierungen nicht eingegriffen und et-
was beschlossen haben, was Kosten senkt, die
preisliche Wettbewerbsfähigkeit trotz beschleu-
nigter Exportzuwächse noch mal steigert – und
als Kehrseite Einkommen und Importkonkur-
renz bremst: von der Ökosteuer im Tausch ge-
gen sinkende Lohnnebenkosten bis zur Hartz-
IV-Reform, die zu stärkerem Lohndruck führte.
Immer die gleiche Stoßrichtung.

Beim Mehrwertsteuercoup 2007 wurde eine
Steuer erhöht, die erstens 20 Mrd. € Kaufkraft
zerstörte und zweitens auch ausländische Im-
porteure zahlen müssen – um damit, raten Sie
mal, Lohnnebenkosten zu senken, was nur hie-

sige Unternehmen entlastet. Eine Art ord-
nungspolitisch korrekter Protektionismus.
Ziemlich frech, jetzt zu tun, als habe sich das
Gefälle von Export und Import einfach ergeben.

In dem Befund steckt allerdings auch, was
man tun könnte, um die Wirtschaft ausgegli-
chener wachsen zu lassen. Zum Teil: einfach
nichts. Es wäre genauso absurd, ins andere Ex-
trem zu fallen und, sagen wir, durch Verdrei-
fachung von Hartz IV zehn Prozent Lohnplus zu
provozieren (okay, nur ein Scherz) – zumal die
Unternehmen damit zu kämpfen haben, dass
sie trotz Umsatzeinbruchs in der Krise viel Per-
sonal gehalten haben.

Es wäre aber viel gewon-
nen, einfach aufzuhören, je-
des Problem der Welt da-
durch beheben zu wollen,
dass Deutschland Kosten
senkt. Dann würden, anders
als nach 2005, bei zuneh-
mender Konjunkturerho-
lung und sinkender Arbeits-
losigkeit automatisch die
Löhne wieder der Produkti-
vität folgen, so wie das in ei-
ner Marktwirtschaft halt ist.
Erfahrungsgemäß schau-
keln sich steigende Einkom-
men und Beschäftigung
dann rasch hoch; wie in
Frankreich, wo dank robus-
terer Binnendynamik die
Wirtschaft 2009 nur halb so
stark schrumpfte wie hier –
ohne dass es vorher Lohnex-
zesse gab. Ohne verschärf-
ten Lohndruck durch Hartz
und den Steuercoup 2007
wäre es auch in Deutschland
nicht zu so einer Schieflage zwischen Export-
sause und Binnendepression gekommen. 

Muss man dann noch viel machen? Vielleicht
reicht es – wenn die Regierung entlasten will –,
das Geld stärker bei denen ankommen zu las-
sen, deren Realeinkommen über zehn Jahre
nicht mehr gestiegen sind. Oder die Wettbe-
werbsfähigkeit mal anders zu stärken als über
die Defensivstrategie, etablierte deutsche Ex-
porte via sinkende Kosten billiger zu machen.
Wie die OECD-Experten schreiben, brächte es
mehr, Innovationen steuerlich zu fördern oder
in Forschung zu investieren – was erst mal Geld
kostet und steigende Investitionen hier benö-
tigt. Vorteil: Anders als beim Kostensenken

würde im Inland per se mehr ausgegeben – und
so auch mehr importiert. Eine Exportstrategie,
die auch fürs globale Gleichgewicht gut ist.

Wenn dann Regierungen künftig noch weni-
ger lang zaudern als 2008 Schwarz-Rot, um im
Krisenfall Konjunkturpakete aufzulegen, und
Europas Zentralbank nicht mitten im Ab-
schwung wie Mitte 2008 noch die Zinsen hebt,
stünden die Chancen auf Balance richtig gut.

Das Gruselige ist, dass sich in Deutschland
der Glaube hält, jetzt müssten alle tun, was die
tollen Deutschen getan haben. Ein naives Ver-
ständnis davon, wie Volkswirtschaften funktio-
nieren. Das deutsche Modell hat nur funktio-

niert, weil es andere gab,
die nicht alles aufs Kürzen
setzten und so Geld für
deutsche Exporte hatten.

Was droht, wenn alle
Kosten senken und Mehr-
wertsteuern anheben, lässt
sich erahnen – auch für die
Deutschen. Angenommen,
die Wirtschaft der Defizit-
länder wäre von 1998 bis
2007 nur halb so stark ge-
wachsen, läge der deutsche
Export heute locker
60 Mrd. € niedriger. Dann
würden den Deutschen
rechnerisch 2,5 Prozent
Bruttoinlandsprodukt feh-
len, was bei unveränderter
Produktivität den Verlust
einer Million Arbeitsplätze
bedeutete – wobei nicht
mal eingerechnet ist, dass
die Deutschen bei erfolg-
reicher Kostensenkung der
anderen zusätzlich Markt-

anteile verlieren würden. Das ist kein Rezept,
sondern ein Desaster.

Es gibt eine Menge Länder, die viel exportie-
ren – ohne Importimplosion. Das haben auch
die Deutschen in guten Zeiten geschafft. Dafür
muss man die Strukturen der Wirtschaft nicht
umkrempeln, den Export nicht abbauen. Man
muss sich nur vom Dogma verabschieden, dass
eine Wirtschaft vom Export allein leben kann.

* siehe Teil eins dieser Kolumne vom Freitag, 26. März

E-MAIL fricke.thomas@guj.de
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Jenseits der
Tagespolitik
braucht das
Land klare

Orientierungen

Der verunsicherte Präsident
Mitten in einer tiefen Sinnkrise der bundesrepublikanischen Gesellschaft lässt der Bundespräsident jede
Gestaltungskraft vermissen. Das ist ein schwerer Verlust für das politische System VON WERNER WEIDENFELD

Sarkasmus und Ironie beherr-
schen die Szene, wenn in die-
sen Tagen die Rede auf den

Bundespräsidenten kommt. Seit
Monaten ist die Republik in einer
schwierigen Lage: von der Finanz-
krise bis zum sexuellen Missbrauch
von Kindern fehlen überzeugende
Erklärungsmuster aus Politik und
intellektuellem Leben. Schwere
Stilverletzungen in der Politik gras-
sieren, und der Präsident schweigt
über Monate. Dann bemerken dies
die Medien. Zwei Tage lang mo-
niert die Presse – schon springt der
Präsident folgsam in die Arena. Er
wählt ein Magazin als Ort seiner
Darlegung, nicht gerade das Po-
dium relevanter Prägungen. 

Vom Platz medialer Flüchtigkeit
aus hat noch kein Bundespräsi-
dent in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland Relevanz
erhalten. Weder die damaligen
Showauftritte von Walter Scheel
„Hoch auf dem gelben Wagen“
noch die Berichte von den Wande-
rungen Karl Carstens’ oder die Sys-
temreformen von Horst Köhler in
Sabine Christiansens Talkrunde
haben eine politische Spur hinter-
lassen. So wird es auch dem aktuel-
len Stammtischgeplauder für das
Magazinpublikum ergehen. In die-
ses Zermürbungsgeplätscher hat
sich der Präsident selbst begeben.
Sonderlich würdevoll erscheint
dies von keiner Seite.

Man könnte es sich als Kritiker
leicht machen. Der Präsident pro-
duziert viel Material für Satire.
Auch die internen Querelen mit
bunten Personalkonsequenzen im
Bundespräsidialamt gehören dazu.
Aber dafür ist das Thema zu ernst.
Die präsidentiellen Konjunkturen

in der öffentlichen Wahrnehmung
sind präzise unterscheidbar: Köh-
lers Popularitätshoch begann, weil
er nicht als Produkt der Politik-
apparate erschien. Zu seiner No-
minierung kam es, weil Angela
Merkel Wolfgang Schäuble verhin-
dern wollte, den politischen Favo-
riten. Schäuble war der typische
Repräsentant der politischen Ma-
schinerie. Als Alternative wurde je-
ner Präsident des Weltwährungs-
fonds in Washington aus dem Hut
gezaubert. Zwar hatte er zuvor in
Deutschland eine Technokraten-
karriere absolviert, der
Öffentlichkeit jedoch
war er unbekannt.

In einer Zeit spekta-
kulärer Politikdistanz
erschien dies als sein
größter Trumpf. In sei-
ner ersten Amtzeit
ging die Rechnung auf.
Man mochte jeman-
den, der eigentlich nicht zum poli-
tischen Apparat gehörte – aber ge-
rade dort erfolgreich wirken sollte.

Dann kam der erste Einbruch
seiner Konjunktur: Die globale Fi-
nanzkrise spielte ein Thema hoch,
zu dem es in Deutschland einen
Topexperten gab: Horst Köhler.
Der Erwartungshorizont war ein-
zigartig. Aber Köhler wurde nicht
zur großen Erklärungs- und Deu-
tungsfigur. Er könnte, ja müsste
die Interpretationslage dominie-
ren. Dies aber war und ist nicht der
Fall. Das Ergebnis: ein Bruch in sei-
nem Kompetenzprofil. 

Daran schloss sich die nächste
Phase an: Bundestagswahl und die
neue Regierung rückten zunächst
routinemäßig andere Akteure ins
Zentrum der Aufmerksamkeit.

Dann aber traten die drängenden
Probleme wieder in den Vorder-
grund. Die politische Klasse bot
keine Antwort an. Der sehnsuchts-
volle Blick der Öffentlichkeit rich-
tete sich auf den Bundespräsiden-
ten. Der aber wurde als schwei-
gend wahrgenommen.

Das ist ein interessantes Phäno-
men: Er arbeitete wie üblich. Er
schüttelte Hände, verlieh Orden,
hielt Jubiläumsreden und Eröff-
nungsansprachen. Offenbar fehlte
diesen Handlungen für die Öffent-
lichkeit jede Relevanz. Als ihm die

Medien dies mit ihren
Nachfragen vor Augen
führten, stürzte sich
der Präsident in me-
dialen Aktivismus. Die
Reaktion darauf kann
weder ihn noch sonst
jemanden befriedigen.

Das politische Sys-
tem der Bundesrepu-

blik Deutschland gibt dem Bun-
despräsidenten eine Schlüsselrol-
le. Jenseits der tagespolitischen
Details braucht die Republik klare
Orientierungen und deutliche
Haltepunkte: Da ist die politische
und kulturelle Verortung des Bun-
despräsidenten von hoher Bedeu-
tung. Jede Gesellschaft sucht nach
einer solchen Verankerung. Diese
Position sui generis, diese Aufgabe
klärender Selbstwahrnehmung
jenseits des Tageskampfs ist für die
Stabilität eines politischen Sys-
tems unverzichtbar.

Die Erfolgsgeschichte der Bun-
desrepublik Deutschland ist nicht
zuletzt ableitbar aus einer sensi-
blen Balance der gestaltenden
Schlüsselinstitutionen: Bundestag
und Bundesrat mit ihrer Gesetzge-

bungskompetenz; die Bundesre-
gierung mit ihrem unauflösbaren
Dreiklang aus Richtlinienkompe-
tenz, Ressortverantwortung und
Kabinettsprinzip; das Bundesver-
fassungsgericht, das mehr und
mehr eine politische Gestaltungs-
aufgabe wahrnimmt. Aber der
kontextuelle Rahmen ist vom Bun-
despräsidenten politisch und kul-
turell auszufüllen. Sein Gespür für
die Probleme und Herausforde-
rungen der politischen Kultur ist
unverzichtbar, will das politische
System seine formgebende Vitali-
tät verstetigen.

Die Geschichte bietet reichhalti-
ges Anschauungsmaterial für die
gelungene Amtswahrnehmung
des Bundespräsidenten. Die un-
mittelbare Nachkriegsverortung
der Bundesrepublik war nur
schwer vorstellbar ohne Theodor
Heuss als wichtige kulturelle Er-
gänzung Konrad Adenauers. Die
sensible Wahrnehmung deutscher
Geschichte und Identität vermit-
telte Richard von Weizsäcker. Der
Aufbruch in die Reform-Ära wurde
von Roman Herzog eröffnet.

Und heute? Die Republik ist tief
verunsichert. Sie taumelt auf der
Suche nach langfristiger Lösungs-
perspektive. Der Bundespräsident
schließt sich alledem an. Er er-
scheint ebenfalls tief verunsichert.
Vielleicht hilft es dem Präsidenten,
ein Gespräch mit seinen Vorgän-
gern über Auftrag und Möglichkeit
des Amtes zu führen. So oder so –
die Republik braucht einen selbst-
gewissen Präsidenten.

WERNER WEIDENFELD  ist Direktor
des Centrums für angewandte Politik-
forschung der Universität München.
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POSTEI NGANG
Zum Bericht „CDU-Unternehmer
fürchten Finanzkollaps“ über die 
öffentlich geäußerte Sorge des CDU-
Wirtschaftsrats um die Staatsfinanzen,
FTD vom 24. März

Jahrelang dieselbe Politik
Der CDU-Wirtschaftsrat als äußerst
arbeitgeberfreundliches Gremium
sollte nicht vergessen, dass seinen
Wünschen in den letzten Jahren
von allen Regierungen nachgekom-
men wurde: Senkung von Einkom-
men- und Unternehmenssteuern,
Flexibilisierung von Arbeitsverhält-
nissen, dauerhaftes Lohndrücken,
Druck auf „faule“ Arbeitslose zur
Aufnahme auch unwürdiger Jobs,
Senkung der Sozialversicherungs-
beiträge, Überwälzung von Preis-
steigerungen des Gesundheits-
wesens auf Arbeitnehmer, Einstieg
in private Zusatzversicherungen
zulasten der Arbeitnehmer usw. 

Außerdem wurde die massive
Deregulierung des Finanzsektors
propagiert, und ihr wurde schon
unter Rot-Grün entsprochen. Des-
wegen mussten neulich 480 Mrd. €

zur Bankenrettung mobilisiert wer-
den. Wegen all dieser Einzelpunkte
befindet sich Deutschland in der
stärksten Wirtschaftskrise seit
80 Jahren; deswegen sinken die
Steuereinnahmen, während die
Sozialausgaben wegen steigender
Arbeitslosigkeit explodieren. 

Conny Höntzsch, Berlin

Zum Gastkommentar „Ein Volk von
Privatpatienten“ von Ulrich van Suntum
über den Umbau des Gesundheitssys-
tems, FTD vom 24. März

Mehr Eigenverantwortung
Die beiden Hauptprobleme des
Gesundheitswesens sind steigende
Kosten durch, erstens, die demo-
grafische Entwicklung und, zwei-
tens, den medizinisch-technischen
Fortschritt. Die Lösungen: erstens,
Umwandlung der Krankenversiche-
rung in eine kapitalgedeckte Ver-
sicherung. Und zweitens, mehr Ei-

genverantwortlichkeit und Eigen-
beteiligung der Versicherten (mit
Sozialausgleich).

Das heißt: Über das – oft beson-
ders teure – letzte Quäntchen diag-
nostischer Sicherheit oder thera-
peutischer Möglichkeit muss der
Patient unter auch ihn selbst be-
treffenden Kosten-Nutzen-Erwä-
gungen entscheiden (können). Ob
einkommensabhängige oder ein-
kommensunabhängige Prämien
erhoben werden, betrifft die Lohn-
nebenkosten und damit das Wirt-
schaftsressort, ist für die Perspek-
tive des Gesundheitswesens aber
unwesentlich.

Dr. Gerald Gronke, per E-Mail

Es fehlt der Markt
Der Autor hat das wichtigste
Kriterium eines „Privatpatienten“
vergessen: Dass dieser als selbst
bestimmende Persönlichkeit ge-
mäß Artikel 2 GG dem „Erbringer
von Gesundheitsleistungen“ ge-
genübertritt und sein Geld selbst
bezahlt wie auch beim Kaufmann
oder Autohändler. 

Diese Bezugsscheinwirtschaft
oder Kreditkartenillusion dient
doch nur der Verschleierung der
wahren Verhältnisse und verschafft
den Anbietern eine grundgesetz-
widrige Monopolstellung. Hier
fehlt die viel beschworene Markt-
wirtschaft wie das Wasser in der
Wüste.

Gesundheit kann da nicht ent-
stehen und Krankheit nicht ver-
schwinden. Da das gewollt ist, da-
mit die Quelle des Profitstrebens
nicht versiege, wird sich so schnell
nichts ändern.

Dr. med. Gerhardus Lang, Bad Boll
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